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Ein JA zur Ausschaffungsinitiative bekämpft Ausländerkriminalitä t

Am 28. November 2010 kann das 
Schweizer Volk endlich über die Aus-
schaffungsinitiative der SVP abstim-
men. Auch die SVP International enga-
giert sich aktiv im Abstimmungskampf, 
um der Volksinitiative zum Erfolg zu 
verhelfen. 

Die Ausländerkriminalität in der Schweiz 
hat in den vergangenen Jahren kontinuier-
lich zugenommen. Mittlerweile werden 
über 50% der Straftaten von Ausländern 
begangen, bei schweren Straftaten wie 
Tötungsdelikte oder Vergewaltigung sind 
es gar rund 60%! Hier muss endlich ent-
gegen gewirkt werden.  

Aus diesem Grund hat die SVP 2007 die 
Ausschaffungsinitiative lanciert und im 
Februar 2008 mit einer rekordverdächtigen 
Zahl von über 210‘000 Unterschriften ein-
gereicht. Die Initiative fordert die konse-
quente Ausschaffung von Ausländern, 
welche schwere Straftaten verübt haben. 

Das Parlament hat die Beratung der Initia-
tive sinnlos in die Länge gezogen und ihr 
schliesslich noch einen wirkungslosen und 
kontraproduktiven Gegenentwurf zur Seite 
gestellt. Dieser gibt zwar vor, kriminelle 
Ausländer auszuschaffen, ermöglicht je-
doch unzählige Rekurse, welche schluss-
endlich die meisten Ausschaffungen ver-
hindern werden. Mehr zum unsäglichen 
Gegenentwurf finden Sie in untenstehen-
dem Artikel von Nationalrat Ulrich Schlüer. 

Die SVP International hat daher an ihrer 
Generalversammlung einstimmig die 
JA-Parole zur Ausschaffungsinitiative 
und die NEIN-Parole zum Gegenentwurf 
des Parlamentes gefasst. Denn wir 
Auslandschweizer wissen: Wir müssen 
uns an die vorherrschenden Gesetze 
halten, sonst müssen wir das Land ver-
lassen. In diesem Sinne sind wir über-
zeugt, dass das Volksbegehren gerade 
auch im Ausland auf grosse Unterstützung 
zählen kann. 

Um die Volksinitiative von Seiten der SVP 
International noch stärker zu unterstützen, 
hat der Vorstand beschlossen, ein eigenes 
Komitee mit Auslandschweizern, welche 
die Ausschaffungsinitiative befürworten, zu 
gründen. In diesem Sinne rufen wir alle 
unsere Mitglieder und ihre Bekannten 
im Ausland auf, sich  für das Unterstüt-
zungskomitee zur Ausschaffungsinitia-
tive zu melden.  Kontaktieren Sie bei 
Interesse bitte möglichst bald das Sek-
retariat der SVP International und hel-
fen Sie mit, der Ausschaffungsinitiative 
zum Erfolg zu führen.   

Besten Dank für Ihren Einsatz 

Ihr,  

Rolf B. Schudel , Johannesburg (SA) 
Präsident SVP International 
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Auslandschweizerkongress  

Der Stand der SVP International am 
Auslandschweizerkongress vom 20.-22. 
August 2010 in St. Gallen war auch die-
ses Jahr ein Erfolg. Das Interesse an der 
der Auslandschweizer an der SVP war 
gros und es konnten einige neue Mitglie-
der gewonnen werden. Der gute Wein aus 
Südafrika, gesponsort von unserem Präsi-
denten Rolf Schudel, hat dabei natürlich 
kräftig mitgeholfen. 
 

 
Nationalrat Lukas Reimann, Rolf Schudel, 
Nationalrat André Reymond (v.l.) 
 

 
John McGough (Neumitglied) und Roman 
Rauper (neugewähltes Vorstandsmitglied) mit 
einem Standbesucher (v.l.)  
 

 
Heinz Keller und Désirée Strasser 

Bericht der SVP International 
Generalversammlung: 

Am Rande des Auslandschweizerkon-
gresses fand am 20. August 2010 die 
Generalversammlung der SVP Interna-
tional in Anwesenheit des schweizeri-
schen Parteipräsidenten Toni Brunner 
statt.  

Neben den üblichen Geschäften wie der 
Genehmigung der Rechnung und des 
Budges wurden die Statuten angepasst. 
Insbesondere das Ausschlussverfahren 
eines Mitgliedes wurde damit erleichtert 
und die Zuständigkeiten des Vorstandes 
klarer definiert. Die neue Version der  
Statuten finden Sie auf unserer Website 
www.svp-international.ch. Danach hat die 
SVP International die Parolen für die Ab-
stimmungen vom 26. September und vom 
28. November gefasst. Die Parolen der 
September-Abstimmung wurden in einem 
Communiqué publiziert, jene für die No-
vember-Abstimmung finden Sie unten. 
Diese werden im Oktober noch in einem 
separaten Communiqué aufgenommen. 
Nach der Parolenfassung wurde Roman 
Rauper (Liechtenstein/Japan) von der Mit-
liederversammlung in den Vorstand ge-
wählt. Die Vakanz im Vorstand war ent-
standen, nachdem Edgar Studer (GB) aus 
dem Vorstand ausgetreten war. Wir dan-
ken an dieser Stelle Edgar Studer noch 
einmal ganz herzlich für seine Arbeit im 
Vorstandsgremium.  
 
 
 
Abstimmungsparolen für die 
Abstimmung vom 28.11.2010: 
 
Ja zur Ausschaffungsinitiative  
 
Nein zum direkten Gegenvorschlag 
des Parlamentes  
 
Bei der Stichfrage: 
Ausschaffungsinitiative ankreuzen! 

 

� 
Nein zur Volksinitiative „Für Faire 
Steuern“  
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Muster: 
 

 
 
 
 
 
Ränkespiele um ein Volksbe-
gehren  

Nicht weniger als 210'000 Stimmbürger 
fordern mit einer in Rekordzeit zustan-
de gekommenen Volksinitiative die 
Ausweisung schwer krimineller Aus-
länder sowie ausländischer Sozialbe-
trüger. Am kommenden 28. November 
stimmt die Schweiz über diese Aus-
schaffungsinitiative ab. 
 
Im Bundeshaus traut man der Initiative 
den Abstimmungserfolg zu. Weil sie von 
der SVP lanciert worden ist, erachtete es 
eine Mehrheit in beiden Räten als ratsam, 
der Initiative einen Gegenentwurf gegen-
über zu stellen.  

Dieser Gegenentwurf entpuppt sich, so-
bald man ihn genau studiert, als ausge-
sprochen perfides Manöver. Er will kei-
neswegs den Initianten „auf etwa halbem 
Weg“ entgegenkommen. Nein! Der Ge-
genentwurf verkehrt das Anliegen der Ini-
tianten viel eher ins genaue Gegenteil 
dessen, was die Unterzeichner des Volks-

begehrens verlangen: Der Gegenentwurf 
wird Ausschaffungen von Kriminellen sys-
tematisch hintertreiben. 
 

Für EU-Kriminelle unwirksam 

Zwei Bestimmungen im Gegenentwurf 
bewirken die totale Umkehr des Volksbe-
gehrens: Der Gegenentwurf verlangt 
Rücksichtnahme auf internationale Verträ-
ge. Im Klartext heisst das, dass in der 
Schweiz gefasste und abgeurteilte Krimi-
nelle aus EU-Ländern von jeglicher Aus-
schaffung generell ausgenommen werden. 
Sobald – was absehbar ist – auch noch 
Balkan-Länder in die EU aufgenommen 
werden, so könnten gemäss diesem Ge-
genentwurf Balkan-Einwanderer nie mehr 
ausgeschafft werden. Selbst Mördern, 
Räubern, Vergewaltigern, schweren Sozi-
albetrügern wäre lebenslanger Aufenthalt 
in der Schweiz gesichert – obwohl kein 
Paragraph im Personenfreizügigkeits-
Abkommen solchen Irrsinn verlangt.  
 

Integrations-Verpflichtung 

Noch schlimmer: Der Gegenentwurf ent-
hält einen „Integrationsartikel“, der die 
Schweiz zur Integration aller Ausländer 
gesetzlich verpflichtet. Das ist nicht bloss 
abstrus. Unannehmbar ist, dass dieser 
Artikel „klagbares Recht“ schafft: Jeder 
Ausländer könnte die Schweiz künftig we-
gen „mangelhafter Integrationsleistungen“ 
ihm gegenüber gerichtlich belangen. Jeder 
ausländische Kriminelle, jeder ausländi-
sche Sozialbetrüger könnte – und würde – 
behaupten, er sei nur straffällig geworden, 
weil der Staat ihn bezüglich der hier gel-
tenden Rechtsordnung zu wenig aufge-
klärt, zu wenig integriert habe. Der Staat, 
nicht er selbst sei schuld, dass strafbare 
Handlungen erfolgt seien. 

Das gäbe Juristenfutter: Verfahren, Re-
kurse, Beschwerden, Verzögerungen wür-
den sich endlos dahinschleppen. Ausge-
wiesen würde kaum mehr jemand. Wir 
hätten all diese Kriminellen bei uns – bis 
an deren selig Ende… 
 
Ulrich Schlüer , Nationalrat (ZH) 
Mitglied der SVP International  
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Die Schweiz darf der EU nicht 
beitreten! 

Das Schweizervolk will nichts wissen von 
einem vor dem Zusammenbruch stehen-
den Europa. Es will nichts wissen von ei-
nem bankrotten Europa mit explodieren-
den Staatsdefiziten, wo sich eine harte 
Sparpolitik breit macht, die den schüchter-
nen Wiederaufschwung zu ersticken droht. 

18 Jahre nach der Ablehnung des EWR 
blüht unsere Wirtschaft. Unsere Exporte 
nehmen zu und unsere Währung ist stär-
ker denn je. Man sagte uns Arbeitslosig-
keit und eine Wirtschaftskrise voraus, aber 
noch nie hat die Schweiz so viele Stellen 
geschaffen. 

Ein EU-Beitritt bedeutete das Ende unse-
rer direkten Demokratie, weil nur Gemein-
schaftsrecht anwendbar wäre.  

Wollen wir unsere politische Freiheit und 
unsere Unabhängigkeit preisgeben? 

Der EU-Beitritt  bedeutete einen jährlichen 
Beitrag von mehreren Milliarden in europä-
ische Fonds, welche die Gelder der Ge-
meinschaft nur verschleudern. 

Ein Beitritt zur Europäischen Union würde 
noch mehr europäische Arbeitslose in un-
ser Land schwemmen, ganz zu schweigen 
von den Bettlern und Dieben, die aufgrund 
des Schengen-Abkommens aus ganz 
Osteuropa bei uns eintreffen.  

Heute wie gestern muss der Beitritt zur 
Europäischen Union abgelehnt werden! 
Und damit das ganz klar wird, muss 
unsere Landesregierung das Beitritts-
gesuch ein für allemal zurückziehen, 
welches das Volk so oft wie erforder-
lich zurückweisen wird! 

   
André Reymond , Nationalrat (GE) 
SVP International Vorstandsmitglied 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

Die Europäische Union, unser 
kranker Nachbar 
 
(EU-Finanzwesen, kritische Betrachtung von Inge 
Grässle, deutsche EU-Abgeordnete, Resümee aus 
Referat vom 22.07.2010)  
 
„Wir müssen das Geld besser ausge-
ben“. Die 27 Mitgliedstaaten müssen 
zwingend sparen, doch Brüssel ver-
langt mehr Geld. 2011 soll der EU-
Haushalt um mehr als eine Milliarde 
aufgestockt werden, d.h. auf 142,6 Mil-
liarden Euro (vgl.195,3 Milliarden CHF). 
Das passt nicht zusammen.  

Der Haushalt der EU ist ein Subventions-
haushalt und umfasst zwei grosse Ausga-
beblöcke wie der Bereich Agrarpolitik mit 
31% und Strukturfonds (so genannte „So-
zialhilfe für die Armen“) mit 45%. Alle an-
deren Politikbereiche werden aus den 
restlichen 24% bezahlt. Misswirtschaft in 
der EU ist gang und gäbe. Mit dem Begriff 
„Geld besser ausgeben“ bekräftigt Frau 
Grässle, dass wir uns vorher einfach bes-
ser überlegen, was man mit Geld eigent-
lich machen soll. Wir sehen beispielweise 
in den neuen Ost-Mitgliedstaaten, dass 
immer noch zu viel in Beton investiert wird 
statt in Köpfe (Bildung). Erstaunt doch die 
Vielzahl von Opernhäuser, Musikhallen 
und Museen, welche mit europäischen 
Mitteln in den neuen Ost-Mitgliedstaaten 
gebaut werden. Ein weiteres Beispiel einer 
kuriosen Ausgabenpolitik sind alternative 
Energien: Deutschland hat pro Kopf deut-
lich mehr Sonnenkollektoren als Portugal, 
wo viel mehr Sonne scheint. Zweckvollere 
Dinge mit EU-Geld zu finanzieren, würde 
mehr Sinn machen, als in Spanien ein 
Plastikmeer von schäbigweissen Gemüse-
tunnel, weitere Autobahnen oder einen 
überflüssigen Flughafen in Castellion, un-
weit vom Flughafen Valencia (wobei die-
ser 2009 einen Verlust von rund 1 Million 
Passagiere verzeichnete). Aktuell zirkuliert 
in Brüssel das Schlagwort symbolisches 
Sparen d.h. budgetierte Investitionen wer-
den ins nächste Jahr verschoben. Die Art 
und Weise, wie den 27 nationalen Parla-
menten und Europaparlamentariern Sand 
ins Auge gestreut wird, ist dramatisch!  

Auch beim Rentenalter sollte sich etwas 
tun. Die EU-Kommission fordert vehement 
ein höheres Rentenalter bis 67 und länge-
re Arbeitszeiten in Europa. Doch, die Be-
amten in Brüssel gehen mit 61 Jahren in 
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Pension. Die Wochen-Arbeitszeit der EU-
Angestellten beträgt 37 Stunden. Trotz-
dem, traktiert die EU-Kommission  die Mit-
gliedstaaten förmlich mit Mitteilungen, in 
denen sie ein höheres Renteneintrittsalter 
fordert. Wenn man sich aber die Leute, die 
solche Drucksachen verfassen, ansieht 
und dann merkt, dass sie sich davon gar 
nicht betroffen fühlen, muss man sich 
schon fragen, wie das zusammen passt. 
EU-Beamte können sich mit einer Pensi-
onshöhe, von denen der Durchschnitts-
rentner nur träumen kann, in den Ruhe-
stand verabschieden. So wird das Ganze 
sehr unglaubwürdig. Vor ein paar Jahren 
hat sich die EU-Kommission die Zielgrös-
se von 87 Generaldirektoren gesetzt. Ein 
Generaldirektor wird entlohnt mit 17'000 
Euro pro Monat. Heute amten hundert 
Generaldirektoren. Dieses Wachstum, 
dieser Aufbau einer Mammut-Verwaltung, 
ohne dass dafür eine Begründung abgelie-
fert wurde, stimmt nachdenklich. Auch das 
Verwaltungsbudget des neuen auswärti-
gen EU-Dienstes, welcher eine Vielzahl 
neuer hochdotierter Stellen produziert, 
sieht und merkt keiner. Die EU-Beamten, 
welche die Gelder verwalten, werden nicht 
daran gemessen, ob sie besonders viel 
sparen, sondern daran, ob sie denn ihr 
ganzes Budget ausgeben. Wenn in Brüs-
sel etwas auf den Haushaltslinien übrig-
bleibt, dann gilt dies als Beweis dafür, 
dass der Beamte schlecht gearbeitet hat 
(Ende Auszüge aus Referat Inge Grässle). 

 
EU Zwängerei/Nötigung 

Am 27. Februar 2006 haben die EU und 
die Schweiz ein Memorandum unterzeich-
net, in dem sich die Schweiz verpflichtet, 
während fünf Jahren (Verpflichtungsperio-
de) einen Beitrag von insgesamt 1 Milliar-
de Franken zur europäischen Kohäsion 
beizutragen. Am 25. Juni 2008 unter-
zeichneten die beiden Parteien eine weite-
re Absichtserklärung, über eine zusätzli-
che Leistung von 257 Millionen Franken – 
wiederum innert 5 Jahren – für die beiden 
2007 beigetretenen Staaten Bulgarien und 
Rumänien. Die Schweiz mitten in der EU, 
wie ein Fünfliber im Kuhfladen ist für Brüs-
sel ein Dorn im Auge. Im wirtschaftlichen 
Vergleich mit der Schweiz schneidet die 
EU miserabel ab. EU-Löhne sind merklich 
tiefer, Steuern, Staatsverschuldung und 
Arbeitslosigkeit wesentlich höher. Hinzu 

kommt ein ausgehöhlter Euro und ein rie-
siger, mit Privilegien reichlich verwöhnter 
Beamtenapparat. Die gigantisch verschul-
deten 27 EU-Staaten, bankrotte EU-
Volkswirtschaften lechzen förmlich nach 
Geld.  
 

Jetzt reichts! 

Im Zweijahresrhythmus entflammt die EU-
Gier wiederholt nach Mehr. Schon bald 
dürfte man sich in der Schweiz über die 
Forderung einer neuen Kohäsionszahlung 
von 1,6 Milliarden Franken gefasst ma-
chen. Die „NZZ am Sonntag“ schreibt von 
einer fünfjährigen Periode ab 2012. Mit 
anderen Worten, die Grundstossrichtung 
der Europäischen Union zielt ohne Wenn 
und Aber darauf ab, die Schweiz als 
Milchkuh einzuverleiben. Überheblich pol-
tert der EU-Vogt, Botschafter Michael Rei-
terer; „Sonderzüge für die Schweiz dürfe 
es künftig keine mehr geben“! Daher ver-
schärfen EU-Präsidentschaft, EU-
Kommission und das europäische Parla-
ment den Ton gegenüber der Schweiz und 
nötigen die Eidgenossenschaft, sich stär-
ker in die EU zu integrieren. Wollen wir 
das?  
 
Viktor Nell , L’Ampolla (Spanien)  
Mitglied der SVP International  
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Termine: 
Die Delegiertenversammlungen und 
Parteitage  der SVP Schweiz 2010 werden 
an folgenden Daten stattfinden:  

23. Oktober 2010 in Liestal (BL) 
4. Dezember 2010 in Lausanne (VD) 

Als Mitglied der SVP International sind Sie 
natürlich immer eingeladen, als Gast oder 
bei freien Delegiertenkarten auch als De-
legierter an einer DV der SVP Schweiz 
teilzunehmen. Falls Sie Interesse an einer 
Teilnahme haben, können Sie sich gerne 
bei uns melden.   

 

News: 
Seit einer Weile verfügt die Website der 
SVP International über ein eigenes Mit-
gliederforum  auf (unter der Rubrik „Mit-
gliedschaft“. Einige Mitglieder haben sich 
bereits angemeldet. Leider wird dieses 
Kommunikationsmittel jedoch praktisch 
noch nicht gebraucht. Benützen Sie das 
Forum zum Austausch von Ideen und In-
formationen unter den Mitgliedern! Melden 
Sie sich an und erstellen Sie einen Bei-
trag, damit der Austausch über dieses 
Medium die Mitglieder aus aller Welt ei-
nander näher bringt! 

Bei Fragen zur Anmeldung oder Bedie-
nung des Forums können Sie sich jeder-
zeit an das Sekretariat wenden. 


